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Treffen der Referenten aus 
den Wissenschaftsministerien 

 
Am 10.02.2006 trafen sich die Referen-
tinnen und Referenten für Arbeits- und 
Umweltschutz der Wissenschaftsminis-
terien der Länder zu ihrem „Jahrestref-
fen“ in Dresden. Auf der Tagesordnung 
standen u. a. die weitere Verbesserung 
von Kommunikation und Informations-
transfer, aktuelle Rechtsvorschriften und 
Regelwerke sowie die Situation in den 
einzelnen Ländern. 
 
Kommunikation und 
Informationstransfer 
 
Der Kontakt zu Gremien, die mit der Er-
arbeitung von technischen Regelwerken 
befasst sind (u. a. Ausschuss für Ge-
fahrstoffe, Ausschuss für biologische 
Arbeitsstoffe, Ausschuss für Betriebssi-
cherheit, Kommission für Anlagensi-
cherheit) und deren Unterausschüssen, 
Arbeitskreisen und Projektgruppen, soll 
intensiviert werden.  
 
 

 

 
Die Teilnehmer des Jahrestreffens ha-
ben hierzu jeweils auf Länderebene 
Kontakt zu Mitgliedern dieser Gremien 
aufgenommen mit dem Ziel, über Sit-
zungsinhalte und Ergebnisse informiert 
zu werden.  
 
Zur Verbesserung des Informationsaus-
tausches unter den Länderreferenten 
selbst soll HIS die zentrale Plattform 
ausbauen und regelmäßig die aktuellen 
Informationen zu Entwicklungen in den 
Ländern bzw. Ergebnisse aus Gremien 
verteilen. Einigkeit existiert, dass die 
Qualität im hohen Maße von den Infor-
mationen aus den Ländern abhängig ist. 
 
Die Ländervertreter vereinbaren, über 
ggf. existierende Länderarbeitskreise 
des Fachpersonals für Arbeitsicherheit, 
in den Hochschulen einen regelmäßigen 
Kontakt zu suchen und Informationen 
aus diesem Tätigkeitsfeld an HIS wei-
terzuleiten. 
 
Rechtsvorschriften und Regelwerke 
 
Aus aktuellem Anlass kommen Gefahr-
stoffverordnung,  Physikalienverord-
nung, Betriebssicherheitsverordnung, 
Hochhausrichtlinie, Sicherheitsüberprü-
fungsfeststellungsverordnung und Che-
miewaffenübereinkommensverordnung 
zur Sprache. HIS hat zu aktuellen Ent-
wicklungen bereits berichtet (siehe 
Newsletter und auch Bericht zum Bon-
ner Sicherheitsseminar, unten); aus die-
sem Grund an dieser Stelle nur noch 
folgende Hinweise: 
 
Gefahrstoffverordnung 
 
Die „LASI-Leitlinien zur Gefahrstoffver-
ordnung (LV 45)“ liegen inzwischen 
zwar vor, dennoch bleiben für die Hoch-
schulen viele Umsetzungsfragen offen, 
insbesondere zur Messverpflichtung. 
Auch der Regelteil der mittlerweile als 
Entwurf veröffentlichten Laborrichtlinien 
(der als TRGS 526 verabschiedet wer-
den soll) beantwortet nicht alle in der 
Hochschulpraxis auftretenden Fragen.  

 
Zudem wird der für den Praktiker vor Ort 
wichtige Erläuterungsteil der Laborricht-
linien erst nach Verabschiedung des 
Regelteils überarbeitet. Ebenso wird die 
Überarbeitung der GUV-Regel GUV SR-
2005 (Umgang mit Gefahrstoffen in 
Hochschulen) erst nach Verabschie-
dung der TRGS 526 aufgenommen, da 
diese als Basis dient. 
 
HIS entwickelt daher in Zusammenar-
beit mit dem Arbeitskreis Umweltschutz 
und Arbeitssicherheit beim MWK Nie-
dersachsen und dem niedersächsischen 
Sozialministerium eine Handlungshilfe 
für die niedersächsischen Hochschulen, 
mit der für die Übergangszeit bis zur 
Verabschiedung der o. g. Regeln eine 
praktikable Verfahrensweise zur Erfül-
lung der Messverpflichtung festgelegt 
werden soll. Bei erfolgreichem Ab-
schluss der Verfahrensabstimmung 
könnte dieses als Modell für andere 
Länder dienen (siehe auch S. 5). 
 
Des Weiteren sind vom AGS folgende 
TRGS verabschiedet worden: 
 
TRGS 420: Diese Regel wurde an die 
neue GefStoffV angepasst. Sie definiert 
Anforderungen an die Erstellung und 
grundsätzliche Anforderungen an An-
wendung Verfahrensspezifischer Krite-
rien (VSK). Für Hochschulen sind ins-
besondere die grundsätzlichen Erläute-
rungen zu Anwendungsanforderungen 
von Interesse. 
 
TRGS 900: Die bisherigen Grenzwerte 
werden durch die neuen Arbeitsplatz-
grenzwerte (derzeit für ca. 290 Stoffe) 
ersetzt. Diese Liste ist in Deutschland 
verbindlich (auch wenn EU-Richtlinien 
andere Werte für einen Stoff aufweisen) 
und wird laufend aktualisiert und erwei-
tert.  
 
TRGS 906: Das Verzeichnis krebser-
zeugender Tätigkeiten oder Verfahren 
wurde überarbeitet. Die Veränderungen 
können auch für Hochschulen von Be-
lang sein. 
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So ist z. B. der Holzstab fast aller heimi-
schen Hölzer als krebserzeugend ein-
gestuft, weshalb Hochschulen Augen-
merk auf ihre Holzwerkstätten haben 
sollten. 
 
In Kürze verabschiedet werden soll die 
Rahmenregel TRGS 401 zum Thema 
Hautkontakt. Für Schutzmaßnahmen ist 
ein Stufenkonzept vorgesehen, in dem 
die Parameter Einwirkungsdauer und 
Gefährdungspotenzial der Stoffe einflie-
ßen. 
 
Physikalienverordnung 
 
Die Physikalienverordnung zur Umset-
zung der EG-Richtlinien zu Vibration, 
Lärm, Elektromagnetische Felder und 
optische Strahlung wird es vermutlich 
nicht geben; die EG-Richtlinien „Lärm“ 
und „Vibration“ soll in einer separaten 
Verordnung umgesetzt werden, deren 
erster Referentenentwurf Anfang 2006 
erwartet wird. Ebenso sollen die EG-
Richtlinien für elektromagnetische Fel-
der und optische Strahlung in einer se-
paraten Verordnung umgesetzt werden. 
 
Betriebssicherheitsverordnung 
 
Zum Thema Explosionsschutz wurden 
vom ABS die ersten drei Teile der tech-
nischen Regel TRBS 2152 „Gefährliche 
explosionsfähige Atmosphäre“ erarbei-
tet. Da Gefahrstoffe in diesem Zusam-
menhang eine wesentliche Rolle spie-
len, soll die Regel parallel als TRGS 
(Nummer steht noch nicht fest) heraus-
gegeben werden. Die Veröffentlichung 
der bereits auf der 8. Sitzung des ABS 
verabschiedeten Regel (Allgemeiner 
Teil, Teile 1 und 2) hat sich verzögert, 
weil im Zuge der Endredaktion wenige 
fachliche Punkte in Teil 2 der TRBS auf-
gefallen sind, die noch abschließend in 
den zuständigen Unterausschüssen des 
ABS und des AGS geklärt werden müs-
sen.  
 
Hochhausrichtlinie 
 
Von einer Projektgruppe der Bauminis-
terkonferenz wurde der Entwurf einer 
neuen Muster-Hochhausrichtlinie erar-
beitet. Gegenüber der bisherigen Hoch-
hausrichtlinie stellt der neue Entwurf 
höhere Anforderungen an die Brand-
schutztechnik. Dies könnte gravierende 
Auswirkungen auf den Baubestand der 
Hochschulen haben, da die erhöhten 
Anforderungen bereits für Gebäude ab 
22 m Höhe gelten. In diesem Zusam-
menhang ist auf eine Forderung der 
Stadt Frankfurt hinzuweisen, im Gebäu-
de des Klinikums im Vorgriff auf die 
neue Hochhausrichtlinie technischen 
Brandschutz nachzurüsten (Kosten ca. 
15 Mio. Euro).  
 

Die Länderreferenten werden aufgefor-
dert, in den Finanzministerien den 
Sachstand abzufragen und dann HIS 
mitzuteilen. Parallel dazu hat HIS zwi-
schenzeitlich Stellungnahmen aus dem 
Arbeitskreis der technischen Abteilun-
gen (ATA) an den Ausschuss für Staat-
lichen Hochbau weitergeleitet. 
 
Chemiewaffenübereinkommens-
verordnung 
 
Diese Ausführungsverordnung regelt die 
Beschränkung von bestimmten hochto-
xischen Chemikalien, die als chemische 
Kampfstoffe missbraucht werden könn-
ten. Die Verordnung enthält eine Liste 
von Chemikalien (Liste 1-Chemikalien), 
deren Produktion, Verarbeitung, Veräu-
ßerung, Verbrauch und Erwerb geneh-
migungsbedürftig ist. Für Tätigkeiten mit 
derartigen Stoffen in einer Gesamtmen-
ge bis 100 g pro Jahr und Einrichtung zu 
medizinischen, pharmazeutischen oder 
wissenschaftlichen Zwecken besteht je-
doch nur eine jährliche Anzeigepflicht 
beim Bundesamt für Wirtschaft und 
Ausfuhrkontrolle (BAFA).  
 
Die Auswirkungen des Chemiewaffen-
übereinkommensverordnung auf Hoch-
schulen werden im Arbeitskreis disku-
tiert, weil eine Hochschule, nachdem sie 
die Verwendung von Liste-1-
Chemikalien unterhalb 100 g pro Jahr 
angezeigt hatte, vom BAFA aufgefordert 
wurde, eine Genehmigung zu beantra-
gen. Die Hochschule hat Widerspruch 
eingelegt. Der Referentenkreis be-
schließt, das Ergebnis des Wider-
spruchs abzuwarten und davon abhän-
gig ggf. weitere Schritte in Abstimmung 
mit den Ländern einzuleiten. 
 
Ansprechpartner bei HIS: Herr I. Holzkamm, E-Mail: 
holzkamm@his.de 
 

 
 

 
 
 
Steigende Kosten für Energie belasten 
die Budgets und erhöhen den Druck, 
Einsparungen zu erzielen. Hinzu kom-
men neue gesetzliche Rahmenbedin-
gungen, wie die Umsetzung der EU-
Richtlinie zur Gesamtenergieeffizienz 
von Gebäuden in nationales Recht 
(Stichwort „Energiepass“), die ein Han-
deln erforderlich macht. In besonderem 
Maße geht es dabei jetzt um den Ge-
bäudebestand. Jede Hochschule steht 
vor der Frage, wie weit sie betroffen ist 
und ob beispielsweise ihre Infrastruktur 
künftigen Anforderungen zur Energieda-
tenerfassung genügt. 
 
Vor diesem Hintergrund veranstaltet HIS 
vom 19. bis 21.06.2006 in Kooperation 
mit der Stabsstelle Weiterbildung und 
Alumnimanagement der TU Clausthal 
den Workshop „Energiecontrolling und 
Energieeffizienz in Hochschulen“. Kon-
krete Themen sind u. a.: 
 
• Vorstellung aktueller rechtlicher 

Rahmenbedingungen (Novellierung 
der Energieeinsparverordnung). 

• Aufbau und praktische Durchfüh-
rung eines Energiecontrollings an-
hand von praktischen Beispielen.  

• Einsatz technischer und organisato-
rischer Lösungsmöglichkeiten zur 
Energieeinsparung und Verbesse-
rung der Energieeffizienz.   

• Diskussion von Perspektiven, die 
sich über die Energiebetrachtung 
hinaus im Rahmen einer ganzheitli-
chen Gebäudebewertung und 
durch innovative Bürogebäude er-
geben können.      

 
Außerdem werden erste Ergebnisse aus 
einem HIS-Projekt vorgestellt (vgl. HIS-
MBL 4/2005). Hier bearbeiten sieben 
Projektgruppen mit Vertretern verschie-
dener Hochschulen konkrete Fragestel-
lungen zum Thema Energie:  
 
• Energiecontrolling in Verbindung 

mit dem Energiepass 
• Technische Maßnahmen und Be-

triebsoptimierung 
• Gebäudebezogenes Benchmarking 
• Aufbau und Einführung eines Ener-

giecontrollings 
• Energiedatenerfassung und Ener-

giecontrolling im Rahmen des 
Kaufmännischen Gebäudemana-
gements 

• Energiecontrolling im Zuge der 
Kosten-/Leistungsrechnung (nicht-
investive Maßnahmen) 

 
Kontakt bei HIS: Herr R.-D. Person, E-Mail: 
person@his.de 
 

ENERGIECONTROLLING 

ERRATA 
 
Ungenügende Geografiekenntnisse 
bewies die HIS-Redaktion im HIS-
MBL Nr. 4 (2005).  
Weimar liegt in Thüringen! 
 
Mit dem Goethe-Schiller-Denkmal 
bedanken wir uns für die Hinweise 
der aufmerksamen Leser. 
 

 
Foto: Internetpräsenz Stadt Weimar 

 
Wahrzeichen Weimars: Seit 1857 stehen Goe-
the und Schiller, erschaffen von Ernst Riet-
schel, auf dem Theaterplatz. 
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Rückblick 
 

Bonner Sicherheitsseminar 
 
Am 30. und 31.01.06 fand das traditio-
nelle Bonner Sicherheitsseminar für 
Hochschulen und wissenschaftliche Ein-
richtungen zum 20. (!) Mal statt. Das 
Jubiläum nahm Frau Dr. Druschke (Mi-
nisterium für Innovation, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie NRW) zum 
Anlass, Herrn Reichard im Namen des 
Ministeriums für die kontinuierliche Se-
minarreihe mit ihrem „guten Sinn für 
Pragmatik“ zu danken und ihn eindring-
lich aufzufordern, auch weiterhin als 
„Motor für Diskussionen zu dienen“. 
 
Herr Reichard selbst hat jetzt das Spekt-
rum des Seminars erweitert und den Be-
reich „Physik“ mit aufgenommen. Dies 
kommt auch dadurch zum Ausdruck, 
dass neben Frau Jubelius Herr Dr. 
Schmitz (Universität Bonn, Institut für 
Physikalische und Theoretische Che-
mie) in der Seminarleitung vertreten ist. 
 
Für die „Jubiläumsveranstaltung“ hatte 
die Seminarorganisation ein interessant 
gefächertes Programm erstellt und mit 
den „Physikanten“ für sehr gute Unter-
haltung bei den Teilnehmern zum Aus-
klang des ersten Seminartages gesorgt. 
Herr Reichard (Universität Bonn) selbst 
konnte mit Stolz auf die wiederholt hohe 
Teilnehmerzahl (106) und auf viele „be-
kannte Gesichter“ verweisen, die zu re-
gelmäßigen Besuchern geworden sind 
(31 Teilnehmer mehr als fünfmal dabei). 
 
Aus dem Themenspektrum zu rechtli-
chen, technischen und verfahrensmäßi-
gen Entwicklungen und pragmatischen 
Lösungsansätzen will HIS hier selektiv 
über folgende Diskussionen berichten: 
 
Frau Dr. B. Böhm (Kanzlerin der Univer-
sität Münster) konkretisiert das gesetzli-
che Profil der Fachkräfte für Arbeitssi-
cherheit und stellt daher auch beson-
ders auf das „persönliche Profil“ ab. Sie 
erörtert aus Sicht der Hochschulleitung 
die konkreten Anforderungen an die 
Fachkräfte für Arbeitssicherheit und die 
Verantwortlichkeiten von Unternehmern 
im Spannungsverhältnis von Forschung 
und Lehre. Abschließend stellt Frau Dr. 
Böhm Einzelmaßnahmen vor, die zu ei-
ner weiteren Verbesserung der Integra-
tion des Arbeitsschutzes in den Hoch-
schulbetrieb beitragen sollen. Dazu ge-
hörten z. B. die Schulungen von neube-
rufenen Hochschullehrern, die Transpa-
renz und Offenheit bei Mängelfeststel-
lung und -abarbeitung, der Wille, Ar-

beitsschutz zum Ausbildungsgegen-
stand zu machen, sowie der sehr spezi-
fische  Zuschnitt von Fortbildungsveran-
staltungen (gemeinsam mit der LUK) auf 
einzelne Forschungseinrichtungen. 
 
Frau Jubelius und Herr Dr. Schmitz 
(beide Universität Bonn) stellen unter 
dem Titel “Unsichere Zeit - Leitfaden für 
neue Mitarbeiter“ vier Elemente zur 
Qualitätssicherung im Bereich Sicher-
heitswesen / Umweltschutz der Universi-
tät Bonn vor (hergeleitet aus teilweise 
negativen Erfahrungen in den vergan-
genen Jahren). Die Elemente sind Leit-
faden, Praxis, Ausbildung, Netzwerk. 
 
Leitfaden: Neue Mitarbeiter sollen die 
Möglichkeit haben „schnelle Antworten 
zu finden und Zusammenhänge schnell 
zu erkennen“, denn Arbeitssicherheit 
soll als Herausforderung und nicht als 
Belastung empfunden werden. Umsich-
tigkeit, Praxisnähe und Verständlichkeit 
sollen durch folgende Gliederung er-
reicht werden: Organisationsplan als de-
taillierter Notfallplan, Orientierungshilfen 
zu den Themen Technik, Sicherheit, Ar-
beitsorganisation. Weil der Leitfaden als 
einzelnes Instrument sicher nur bedingt 
hilfreich ist, wird er eingebettet in ein 
Gesamtkonzept mit den genannten wei-
teren Elementen. 
Praxis: Beratung (z. B. durch Sicher-
heitssprechstunde und Arbeitsplatz- 
bzw. Laborbegehung), Unterstützung 
(z. B. bei Entsorgungs- und Gefähr-
dungsbeurteilungsfragen) sowie ein DV-
gestütztes Informationssystem sind 
Bausteine im praktischen Betrieb. 
Ausbildung: Die Notwendigkeit der Aus- 
und Weiterbildung (Studierende und 
Beschäftigte) im Arbeits- und Umwelt-
schutz wird als sehr wesentlich erachtet 
und ist als Projekt geplant (Ergebnisse 
werden auf dem nächsten Bonner Si-
cherheitsseminar vorgestellt). 
Netzwerk: Eine Gesprächsplattform von 
wissenschaftlichen Mitarbeitern mit dem 
Ziel, Erfahrungen auszutauschen, ge-
genseitig zu unterstützen, im Notfall 
praktische Hilfe zu bekommen und ge-
meinsam Lösungen zu finden, soll als 
„lebendiges Gebilde“ sukzessive entwi-
ckelt werden. In der Diskussion wird 
insbesondere der häufige Wechsel der 
Beschäftigten im wissenschaftlichen Be-
reich und die „Steuerung“ von außerge-
wöhnlichen Ereignissen in Abendstun-
den bzw. am Wochenende als schwer 
zu handhabendes Problem genannt. 
 
Herr Köhler (Universität Bonn) berichtet 
über Kosteneinsparungen bei der Ab-
fallentsorgung als Ergebnis einer gelun-
genen Zusammenarbeit von Arbeits- 
und Strahlenschutz. Durch spezielle 
technische und organisatorische Lösun-
gen, in die auch die Sicherheitstechnik  
 

ihr Know-how im Bereich der Entsor-
gung eingebracht hat indem traditionelle 
Wege des Strahlenschutzes kritisch ge-
prüft wurden (z. B. abklingen lassen), 
konnten die Kosten bei der Landes-
sammelstelle für radioaktive Abfälle im 
fünfstelligen Bereich reduziert werden. 
Diese von Herrn Köhler und Herrn Rei-
chard dargestellte ganzheitliche Strate-
gie, konventionelle Arbeitsschutzziele 
und Belange des Strahlenschutzes ein-
heitlich und nachvollziehbar im Alltag 
der Universität Bonn zu gestalten, wurde 
durch den Beitrag von Prof. Pleiß, Bayer 
HealthCare AG gestützt, der über eine 
vergleichbare Praxis im industriellen 
Strahlenschutzbereich berichtete. 
 
Herr Dr. P. Neurieder (MPG) verweist 
unter Bezug auf das Sicherheitsüberprü-
fungsgesetz (SÜG) und die Sicherheits-
überprüfungsfeststellungsverordnung 
(SÜFV)  auf "Sicherheitsüberprüfungen 
im Wissenschaftsbereich". Er stellt fest, 
dass Sicherheitsüberprüfungen im Wis-
senschaftsbetrieb nicht auszuschließen 
sind; Grund ist, dass die Notwendigkeit 
von Sicherheitsmaßnahmen, darunter 
auch Sicherheitsüberprüfungen von be-
teiligten Personen nach SÜG, am 
15.09.2004 an eine konkrete Stoffliste 
gekoppelt wurde. Die in der SÜFV veröf-
fentlichte Liste (VkBl. 17/2004 vom 
19.09.2004) ist identisch mit der Liste 
der Gefahrgüter mit hohem Gefahrenpo-
tential nach 1.10.5 ADR (gültig ab 
01.01.2005). Konsequenz: Betriebe, die 
Gefahrgüter bzw. gefährliche Stoffe mit 
hohem Gefahrenpotential umschlagen, 
sind der SÜFV unterworfen. 
 
Die betroffenen Einrichtungen sind ver-
pflichtet, die sicherheitsempfindlichen 
Stellen in eigener Initiative und Verant-
wortung zu ermitteln. Für dort tätige 
Personen muss eine einfache Sicher-
heitsüberprüfung (§ 8, Abs. 1 SÜG) 
durchgeführt werden. 
 
Auf Anfrage hat das BMA im November 
2005 der MPG mitgeteilt, dass die MPG 
nicht zu den im SÜG und in der SÜFV 
genannten und gemeinten Einrichtun-
gen gehört. Die Antwort des BMVBA 
vom 17.1.06 verweist allerdings klar auf 
die Verpflichtung der Arbeitgeber, im 
Zusammenhang mit Gefahrgütern mit 
hohem Gefahrenpotential einen Sicher-
heitsplan zu erstellen und bestimmte 
Personen einer Sicherheitsüberprüfung 
zu unterziehen. Zu diesen Personen 
gehören diejenigen, die den Siche-
rungsplan erstellen oder Kenntnis davon 
haben, darüber hinaus auch solche, die 
diesen Personen Weisungen erteilen 
können. Weiterhin müssen auch solche 
Personen überprüft werden, die mit der 
Umsetzung des Sicherungsplanes be-
traut wurden.  
 

SEMINARE 
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Soweit dies auch auf Personen zutrifft, 
die in Labors mit Gefahrgütern der Stoff-
liste aus ADR 1.10.5 umgehen, sind 
auch diese zu überprüfen. 
 
Zuständig für die Sicherheitsüberprü-
fungen sind für die Bahnen und den Ge-
fahrgutbereich das Bundesministerium 
für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen. 
Herr Dr. W. Ipsen, Tel. 030/2008-3150, E-Mail: win-
rich.ipsen@bmvbw.bund.de 
 
Herr Schubert (Tintschl Engineering AG, 
Baiersdorf) berichtet über die Robustheit 
von Laborabzügen und erste Erfahrun-
gen mit Laborabzügen nach DIN EN 
14175. Nach seinen Ergebnissen (z. B. 
aus Vorortprüfungen) sind als Arten der 
Störungen auszumachen: 
 
• falsche Planung: z. B. Luftauslass 

direkt vor Abzug 
• falsche Montage: z. B. Bypass-

Öffnungen versperrt 
• falsche Regelungseinstellung: z. B. 

Stellantrieb zu langsam 
• falsche Nutzung: z. B. Abrauchen 

im Normalabzug 
 
Zur Thematik der Inbetriebnahmeprü-
fung rät er im Hinblick auf Aufwand und 
Nutzen eine Prüfung des Volumen-
stroms vorzunehmen. Dieses reiche bei 
TÜV-geprüften Abzügen. Alte Abzüge 
haben Bestandesschutz, die DIN 12924 
gilt noch. Allerdings zeigte die Erfah-
rung, dass auch beruhigt mit den neuen 
Normen an alte Abzüge herangegangen 
werden kann. 
 
Herr Dr. Leidl (Bayerische Landesunfall-
kasse) weist in der Diskussion darauf 
hin, dass hier versucht werde, mit der 
Darstellung von aufwendigen Vor-Ort-
Prüfungsmethoden bei Inbetriebnahme  
„durch die Hintertüre" eine neue, kos-
tenintensive Prüfung herbeizuführen, für 
die beträchtliche Mittel bereitgestellt 
werden müssten. Es stelle sich damit 
die Frage, ob nicht bereits bei der Ver-
gabe des Auftrags nur eine den Erfor-
dernissen wirklich angepasste Inbe-
triebnahmeprüfung an die bauausfüh-
renden Firmen vergeben werden sollte, 
da sonst (z. B. im Universitätsbereich) 
ausreichende Mittel nicht zur Verfügung 
stünden. 
 
Herr Reichard vertritt in der Diskussion 
die Meinung, erforderliche Prüfungen 
nicht von den Herstellern und/oder Auf-
tragsgebern durchführen zu lassen. Die 
mit einer Fremdvergabe der Inbetrieb-
nahmeprüfungen verbundenen zusätzli-
chen Kosten seien gut angelegt, weil 
nur so Defizite erkannt und Planungs-
fehler aufgedeckt würden. 
 
 
 

In diesem Zusammenhang bietet Herr 
Reichard die Organisation eines 
Workshops an zum Thema „Abzüge und 
Raumlufttechnik“; Interessenten bitte  an 
die Universität Bonn herantreten. 
 
Nicht unerwähnt bleiben soll der The-
menkreis Nanotechnologie. Durch die 
Beiträge von Herrn Prof. F. Vögtle, Uni-
versität Bonn und Herrn Dr. R. Grün-
wald, Büro für Technikfolgen-
Abschätzung des Deutschen Bundesta-
ges, erhielten die Teilnehmer dieses 
Bonner Sicherheitsseminars einen 
spannenden Einblick in die Welt der 
Nanoteilchen. 
 
Kontakt: Frau A. Jubelius (Universität Bonn), E-Mail: 
a.jubelius@uni-bonn.de 
 
Kontakt bei HIS: Herr J. Müller, jmueller@his.de 
 
 

ARGUS Hessen 
 
Am 26.01.06 fand an der Universität 
Frankfurt die Sitzung des Arbeitskreises 
„Gefahrstoffe – Umweltschutz – Sicher-
heit der hessischen Hochschulen“ (AR-
GUS) statt. Neben allen Hochschulen 
(einschließlich Fachhochschulen und 
Forschungsanstalten) sind das hessi-
sche Wissenschaftsministerium, die Un-
fallkasse Hessen, die HIM GmbH, die 
Medical-Airport-Service (MAS) sowie die 
Personalärzte (Arbeitsmediziner) in  
dem Kreis vertreten.  
 
Der ARGUS ermöglicht mit dieser in 
halbjährlichen Abständen erfolgenden 
Veranstaltung einen intensiven praxis-
bezogenen Erfahrungsaustausch seiner 
Mitglieder über Fragen des Arbeits-, 
Gesundheits- und Umweltschutzes in 
Hochschulen. 
 
Schwerpunkte der Sitzung bildeten: 
 
• Aktueller Stand der Tätigkeiten im 

AGS (s. Brennpunkt); Vortrag von 
Frau Thullner (Unfallkasse Hessen) 

• Einsatzzeiten für die sicherheits-
technische und arbeitsmedizinische 
Betreuung durch MAS 

• Erwarteter Regelungsbedarf für die 
sicherheitstechnische und arbeits-
medizinische Betreuung des Klini-
kums Gießen/Marburg aufgrund der 
im Februar erfolgten Privatisierung 
(Zuständigkeit verschiedener Unfall-
versicherungsträger in gemeinsam 
durch Universität und Klinikum ge-
nutzten Räumen) 

• Leistungsmerkmale eines Gefahr-
stoffkatasters für den landesweiten 
Einsatz in Hochschulen 

 
Kontakt: Frau Dr. M. Schneider, E-Mail: m.schneider 
@ltg.uni-frankfurt.de 
 
 

Psychische Gesundheit an 
Hochschulen: 

Schwerpunkt Studierende 
 
Mit dem Thementag des Arbeitskreises 
Gesundheitsfördernde Hochschulen am 
27.01.2006 in Hannover wurde der 
Schwerpunkt Mental Health eröffnet, 
den sich der bundesweite Arbeitskreis 
Gesundheitsfördernde Hochschulen für 
2006 und 2007 gesetzt hat. 
 
Grund dafür ist der Strukturwandel an 
Hochschulen, der auch den Druck auf 
Beschäftigte und Lernende erhöht. Auf 
dem Thementag wurde daher ein Über-
blick über die Problemlagen und die 
Entwicklungsaufgaben, die die Studie-
renden zu bewältigen haben, gegeben.  
 
Die Veranstaltung hatte im Nachlauf in 
der Öffentlichkeit sehr gute Kritiken. 
 
Kontakt: Frau U. Sonntag, E-Mail: ute.Sonntag 
@gesundheit-nds.de 
 
 

Vorschau 
 

Arbeitskreis  der Fachhochschul-
kanzler „Gefahrstoffverordnung und 

Arbeitsschutz“  
 
Die diesjährige Tagung des Arbeitskrei-
ses der Fachhochschulkanzler „Gefahr-
stoffverordnung und  Arbeitsschutz“ fin-
det am 24. und 25.04.2006 in Münster 
statt. 
 
Herr Jubelius (Kanzler der FH Münster) 
weist in seiner Einladung darauf hin, 
dass, angesichts der in vielen Bundes-
ländern durchgeführten bzw. bevorste-
henden Novellierung des Hochschul-
rechts und der damit verbundenen Aus-
wirkungen auf die Organisations- und 
Kontrollverantwortung, die Tagung wich-
tige Informationen über die Abwicklung 
von Schadensereignissen in der Hoch-
schule geben soll. Referenten sind da-
her u. a. auch ein Staatsanwalt, ein 
Strafrichter und ein Vertreter des Hoch-
schullehrerbundes.  
 
Kontakt: Frau H. Lersch-Krotoszinski, E-Mail: 
lersch@fh-muenster.de 
 

 
Workshop EMAS an Hochschulen 

 
Am 31.05.2006 findet an der Universität 
Bremen der Workshop EMAS („Öko-
Audit“) an Hochschulen des Umweltgut-
achterausschusses (UGA) statt. In drei 
Themenblöcken soll das Verhältnis der 
Hochschulen zu EMAS beleuchtet wer-
den: 
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• Bedeutung und Entwicklung von 

EMAS aus der Sicht der gesell-
schaftlichen Interessengruppen im 
UGA und Bewertung der EMAS-
Teilnahme von Hochschulen 

• Bestandsaufnahme der EMAS-
Beteiligung und EMAS-Praxis von 
Hochschulen 

• Entwicklungsmöglichkeiten von 
EMAS an Hochschulen und Aus-
strahlung auf das gesellschaftliche 
Umfeld 

 
Kontakt: Herr E. A. Spindler, E-Mail: edmund-
a.spindler@gmx.de 
 
 
 

 
 
 

Berlin 
 
FHW Berlin: Zertifizierung nach DIN 
EN ISO 14001 und Vorlage des Um-

weltberichts 2006  
 
Seit Mitte der 90er Jahre ist Umweltma-
nagement an der FHW Berlin ein The-
ma, dieses sowohl in der Lehre und in 
den Forschungsschwerpunkten als auch 
im Rahmen der Betriebsökologie. Neun 
Jahre nach dem ersten Umweltbericht 
und der Auszeichnung zum ÖKOPRO-
FIT Betrieb 2003 wurde jetzt das Mana-
gementsystem nach der internationalen 
Norm DIN EN ISO 14001 zertifiziert. Mit 
der jetzigen Veröffentlichung „Lichter 
der Nachhaltigkeit“ wird an der FHW ein 
neues Kapitel aufgeschlagen.  
 
Ressourcenschonung und die Über-
nahme von gesellschaftlicher Verant-
wortung für die heutige und für spätere 
Generationen im Sinne des Leitbildes 
einer nachhaltigen Entwicklung wird als 
ein Leitsatz der Hochschule verstanden. 
Bei ständigem Wandel und aktuell gro-
ßen Veränderungen in den Hochschulen 
soll dadurch an der FHW auch ein ge-
wisses Maß an Kontinuität erreicht wer-
den. Entsprechend ist der Verände-
rungsprozess der FHW Berlin über-
schrieben mit „Lichter der Nachhaltig-
keit“, womit verdeutlicht werden soll, 
dass die Hochschule Akzente setzt - 
Akzente, die sowohl in ihrem Profil als 
auch in ihrem Verbrauch Lichtpunkte 
sein können.  
 
Mit der Teilnahme des Fachbereichs 
„Berufsakademie“ am ÖKOPROFIT-
Projekt 2006 wird die FHW Berlin einen 
weiteren Schritt auf dem eingeschlage-
nen Weg gehen. 
 
http://www.fhw-berlin.de/fhw2000/fhw_basics/um-
weltbericht_2006.pdf 
 
Kontakt: Frau Prof. Dr. A. Grothe-Senf, Umweltbe-
auftragte der FHW Berlin, E-Mail: angrothe@fhw-
berlin.de 

TU Berlin: Umsetzung der  
Gefahrstoffverordnung 

 
An der Technischen Universität Berlin 
wurde eine Handlungshilfe für die Um-
setzung der Gefahrstoffverordnung für 
chemische Forschungs- und Lehrlabora-
torien erarbeitet. Sie orientiert sich an 
den Vorgaben des BG/BGIA-Reports: 
"Handlungshilfe zur Gefährdungsbeur-
teilung und Empfehlungen für Schutz-
maßnahmen bei Tätigkeiten mit Stoffen 
ohne Arbeitsplatzgrenzwert“ (Juli 2005). 
http://www.hvbg.de/d/bia/pub/rep/rep05/pdf_datei/ 
gefaehrdungsbeurteilung/gesamt.pdf 
 
Nach der Handlungshilfe der TU wird 
von einer Messverpflichtung abgesehen, 
wenn die technischen Einrichtungen der 
Labore der TRGS 526 entsprechen und 
die Arbeiten mit gefährlichen Stoffen un-
ter dem Laborabzug erfolgen. Wichtiger 
Bestandteil ist darüber hinaus eine ver-
bindliche Mengenbegrenzung der zu 
verwendenden Stoffe je Arbeitsplatz und 
Ansatz, sowie die Erstellung einer Ge-
fährdungsbeuerteilung. 
 
Die Handlungsanweisung wird seitens 
der TU für  die chemischen Laborato-
rien, bis zu einer letztendlichen Klärung 
der Verfahrensweise durch den Aus-
schuss für Gefahrstoffe (AGS) des zu-
ständigen Ministeriums, verbindlich 
festgelegt.  
 
Kontakt: Frau B. Kirste, E-Mail: baerbel.kirste@tu-
berlin.de 

 
Niedersachsen 

 
Universität Lüneburg: Akteure aus 

Arbeitssicherheit und Gesundheits-
prävention optimal vernetzen 

 
Die Universität Lüneburg tritt seit dem 
01.01.2005 als Modelluniversität an: Die 
alte Universität fusioniert mit den drei 
Standorten der Fachhochschule Nord-
ostniedersachsen. Das bedeutet, dass 
Studiengänge neu konzipiert werden, 
die Fachbereiche sich neu ordnen und 
zentrale Einrichtungen sowie die Ver-
waltungen fusionieren. Auch die Ar-
beitsgruppe Gesundheitsmanagement 
der ehemaligen Universität, die gleich-
zeitig die Funktionen des Arbeitsschutz-
ausschuss (ASA) wahrnahm und der 
ASA der ehemaligen Fachhochschule 
sollen dabei zu einer arbeitsfähigen 
Einheit zusammengeführt werden. Ge-
rade im Gesundheitsbereich stellte sich 
die Gruppe der Problematik von mögli-
chen gesundheitlichen Auswirkungen 
von fusionsbedingtem Stress und Ar-
beitsüberlastung. 
 
Von April bis November 2005 kamen al-
le Akteure zum Arbeits- und Gesund-
heitsschutz der fusionierten Universität 

Lüneburg an vier Terminen mit dem Ziel 
zusammen, in moderierten Gesprächen 
(Workshops) ein Gesamtkonzept zur 
Arbeitssicherheit und zur Gesundheits-
prävention selber zu entwickeln. 
 
Die Workshops (Moderator: Herr Pa-
schen, Leiter des Weiterbildenden Stu-
diengangs Sozialmanagement, Universi-
tät Lüneburg, Methode: Zukunftswerk-
statt) zur Zusammenführung der beiden 
Gruppen sollten durch große Verbind-
lichkeit und Transparenz gekennzeich-
net sein. Die kontinuierliche Teilnahme 
aller Beteiligten war Voraussetzung. Die 
beiden Alt-Einrichtungen waren in ihrer 
Struktur, Organisation und Kultur sehr 
unterschiedlich, so dass der Prozess 
des Zusammenwachsens zu Beginn ei-
ne Herausforderung an die Gruppe und 
den Moderator darstellte. Im Laufe die-
ses Prozesses wuchs eine Gruppe von 
fast 20 Personen aus sehr verschiede-
nen Aufgabenbereichen und Funktionen 
inhaltlich zusammen.  
 
Im Auftaktworkshop stellten die ver-
schiedenen Teilnehmer der „neuen Uni-
versität“ ihre Arbeitsschwerpunkte vor 
und lernten sich dabei auch persönlich 
kennen. Anschließend wurden die per-
sonellen Zusammensetzungen und die 
Arbeitsinhalte beider “Alt-Gruppen“ aus-
führlich erörtert. Auf dieser Grundlage 
legten die Teilnehmer Ziele und Mitglie-
der für die Kernbereiche Arbeitssicher-
heit und Gesundheitsprävention und de-
ren Schnittstellen fest. So vereinbarten 
beide Bereiche u. a. eine vernetzte Or-
ganisationsstruktur, Benennung von 
Bindemitgliedern, die in beiden Gruppen 
aktiv sind, ein jährliches gemeinsames 
Treffen, Versendung der Protokolle an 
alle und eine enge Zusammenarbeit bei 
Bewegungs- und Sportangeboten sowie 
Fragen der Ergonomie. Die Ergebnisse 
der Workshops wurden in einem Zielka-
talog und einer Zielvereinbarung schrift-
lich zusammengefasst und als verbind-
lich von allen Teilnehmern unterschrie-
ben. 
 
Abschließend diskutierten die Teilneh-
mer über eine notwendige und erfolgrei-
che Kommunikation (wie sieht eine posi-
tive Zusammenarbeit aus, welche Re-
geln und Grundsätze des Miteinanders 
will sich der Kreis geben und was sollte 
nicht passieren) und entwickelten in ei-
nem Brainstorming einen Namen und 
ein Logo für ihre Vorhaben und Arbeits-
inhalte. 
 
Die Teilnehmer waren sich am Ende der 
Workshops einig, dass sich die inves-
tierte Zeit gelohnt hat und die moderier-
te „Fusion“ wichtig und notwendig war: 
"Dabei sollte auf eine zeitliche Straffung 
derartiger Prozesse geachtet werden  
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und Raum für Stimmungsbilder, Unver-
ständnis und Kommunikationsprobleme 
vorhanden sein, die im Rahmen einer 
Fusion entstehen und nicht ausgeblen-
det werden sollten, sondern durch die 
gemeinsame Arbeit am Produkt innova-
tiv und vertrauensbildend abgebaut wer-
den", so das Gesamtfazit des Modera-
tors. 
 
Kontakt: Frau A. Dietrich, Sicherheitsbeauftragte und 
Frau I. Brüggen, Umweltkoordination, E-Mail: brueg-
gen@uni-lueneburg.de 
 
 

Universität Göttingen:  
Batterierückgabe 

 
In einem Pilotprojekt an der Universität 
Göttingen hat die Stiftung ’Gemeinsa-
mes Rücknahmesystem Batterien’ 
([GRS Batterien] www.grs-batterien.de) 
allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
der Hochschule „Mini-Batt-Boxen“ zum 
Sammeln gebrauchter Batterien und 
Akkus angeboten. Begleitet wurde diese 
Kooperation von zahlreichen öffentlich-
keitswirksamen Maßnahmen an der 
Hochschule (z. B. feierliche Übergabe 
des 250. Behälters an ein Vorstands-
mitglied des Klinikums, Hinweise auf 
den Umwelttagen der Universität  
(nächster am 25.04.2006)). 
 
Die Stiftung „GRS Batterien“ wurde von 
den Batterieherstellern gegründet. Sie 
übernimmt bundesweit die unentgeltli-
che Rücknahme und Entsorgung von 
Gerätebatterien und Akkus und stattet 
den Handel und die kommunalen Sam-
melstellen, aber auch Unternehmen und 
öffentliche Einrichtungen mit Batterie-
sammelbehältern aus. GRS Batterien 
versteht die Aktion als Pilotprojekt, wei-
tere Hochschulen sind zum Mitmachen 
in Form von Kooperationen eingeladen! 
 
Kontakt: Herr K. Brandstädter, Universität Göttingen, 
Tel: 0551/39-4076, E-Mail: klaus.brandstaedter 
@zvw.uni-goettingen.de 
 
 

 
 
 
 
Ulich, Eberhard und Wülser, Marc: 
Gesundheitsmanagement in Unter-
nehmen. Arbeitspsychologische Per-
spektiven. Wiesbaden: Gabler, 2005, 2. 
aktual. Auflage (Reihe: Schweizerische 
Gesellschaft für Organisation und Ma-
nagement). ISBN 3-8349-0098-2, 447 
Seiten, 49,90 Euro. 

Das Buch beschreibt zunächst die durch 
Fehlbeanspruchungen und Krankheiten 
entstehenden Kosten und zeigt danach 
die wesentlichen Bestimmungsmerkma-
le des betrieblichen Gesundheitsmana-
gements auf. Gesundheitsfördernde und 
-gefährdende Aspekte der Arbeit werden 
anhand verschiedener arbeitswissen-
schaftlicher Modelle dargestellt, geeig-
nete Instrumente und Methoden zur 
langfristigen Einbettung des Themas 
Gesundheit in den betrieblichen Alltag 
werden vorgestellt. Best-Practice-
Beispiele geben Umsetzungshilfen.  
 
Urteil: Interessantes Nachschlagewerk, das den 
Namen „Management“ zu Recht trägt. 
 
Löbbert, Anke,  Pohl, Klaus Dieter, 
Thomas, Klaus-Werner: Brandschutz-
planung für Architekten und Ingeni-
eure. 4. überarbeitete Auflage, Rudolf 
Müller Verlag Köln 2004, ISBN 3-481-
01922-X, 372 Seiten, 155 Abbildungen, 
62 Tabellen, 78,00 Euro. 
 
Das Planungshandbuch ist in drei Teile  
gegliedert: A – Grundlagen, B – Brand-
schutzkonzepte und C – Gegenüberstel-
lung von Brandschutzanforderungen 
nach den Bauordnungen und Sonder-
bauverordnungen der Länder.  
 
Der Teil A vermittelt elementares Wis-
sen zur Brandlehre (was ist ein Brand, 
wie entsteht ein Brand?), über brand-
schutztechnische Einrichtungen (grund-
sätzliche Elemente des vorbeugenden 
baulichen und technischen Brandschut-
zes), zu Anforderungen an Baustoffe, 
Bauteile und Sonderbauteile. Im Teil B 
werden beispielhafte Brandschutzkon-
zepte für verschiedene Gebäudetypen 
(u. a. Gebäude geringer Höhe, Ver-
sammlungsstätte, Hochhaus) beschrie-
ben. Neben Neubauten ist auch ein Sa-
nierungsobjekt aus einem vorhandenen 
Gebäudebestand enthalten. Zwar ist un-
ter den Objekten kein Hochschulgebäu-
de vertreten, jedoch können grundsätz-
liche Vorgehensweisen sowie einzelne 
Elemente der beschriebenen Konzepte 
auf bestimmte Hochschulgebäude über-
tragen werden. Der Teil C stellt in tabel-
larischer Form die Brandschutzanforde-
rungen der Bauordnungen der Länder 
gegenüber und wendet sich damit vor-
zugsweise an Hersteller und Planer, die 
länderübergreifend tätig werden.  
 
Urteil: Hilfreicher Planungsleitfaden zur Umsetzung 
von Brandschutzzielen. 
 
 

Nachhaltiges Wirtschaften in kleinen 
und mittelständigen Unternehmen. 
Anleitung zum Nachhaltigen Wirt-
schaften. Februar 2006.  Richtlinie VDI 
4070 Blatt 1.  Hrsg.: VDI Verein Deut-
scher Ingenieure, VDI-Koordinierungs-
stelle Umwelttechnik (VDI-KUT), Aus-
schuss Nachhaltiges Wirtschaften, 
31,60 Euro, Bezug: Beuth Verlag. 
 
Die neue Richtlinie ist eine Handlungs-
anleitung, um in Unternehmen praxis-
nahe Konzepte zum nachhaltigen Wirt-
schaften erarbeiten und umsetzen zu 
können. Der Anwender soll die Informa-
tionen, die er für die Umsetzung von 
Nachhaltigkeitszielen in seinem Verant-
wortungsbereich benötigt, einfach, 
transparent und für die tägliche Arbeit 
anwendbar erhalten um nachvollzieh-
bar, kostengünstig und praxistauglich 
die Integration von Anforderungen der 
Nachhaltigkeit in die Geschäftsprozesse 
zu erreichen. 
 
Demzufolge gibt die Richtlinie Manage-
mentregeln, die an EMAS und ISO erin-
nern, aber sehr kurz und prägnant ge-
fasst sind. Interessant sind die inhaltli-
chen Aussagen, die über den „ökologi-
schen Bereich“ hinausgehen und auf 
den „ökonomischen“ und „sozialen Be-
reich“ abzielen (Kenngrößen zur Nach-
haltigkeit“ als Anhänge). 
 
Im geplanten Folgeblatt VDI 4070 Blatt 
2 soll an Beispielen aus der Praxis die 
Vorgehensweise zur Einführung des 
nachhaltigen Wirtschaftens verdeutlicht 
werden. 
 
Urteil: Ergänzendes Nachschlagewerk für alle, die 
über den Umweltschutz hinaus wollen.  
 
 
 
 
 
 
Fachkraft für Arbeitssicherheit 

gehört zum Stab 
 
Das Arbeitssicherheitsgesetz geht 
grundsätzlich von dem Modell einer si-
cherheitstechnischen Stabsstelle im Be-
trieb aus. Damit steht nicht im Einklang, 
wenn die Fachkraft für Arbeitssicherheit 
organisatorisch und disziplinarisch ei-
nem Abteilungsleiter unterstellt wird. 
Urteil: Landesarbeitsgericht Köln (Az: 10 (1) Sa 
1231/02) 
Quelle: http://www.vdsi.de/files/60/LAG_Koeln.pdf 
 

Das HIS-Mitteilungsblatt soll vierteljährlich erscheinen. Der Bezug ist für Hochschulen und Behörden im Hochschulbereich kostenfrei. Hrsg.: HIS Hochschul-
Informations-System GmbH, Goseriede 9, 30159 Hannover. Verantw. f. d. Inhalt: Prof. Dr.  M. Leitner; Redaktion: Dr. F. Stratmann (verantw.), I. Holzkamm,  J. Müller, 
Tel. und Fax. 0511/1220-140; E-Mail: jmueller@his.de. 
 
HIS-Informationen Arbeits- und Umweltschutz im Internet (WWW): http://www.his.de/Abt3/Umweltschutz/Infoseite/ 

 
Bei Funktions- und Berufsbezeichnungen (z. B. Wissenschaftler, Teilnehmer)  wird lediglich die männliche Form verwendet.  Diese Darstellung dient lediglich einer bes-
seren Lesbarkeit des Textes. Wenn es nicht gesondert vermerkt ist, wird die weibliche Form immer mit eingeschlossen. 

 
Gemäß § 33 Bundesdatenschutzgesetz weist HIS darauf hin, dass Ihre Namen, Ihre Anschrift, Ihre berufliche bzw. amtliche Funktion zum Zwecke der  administrativen 
Abwicklung des HIS-Mitteilungsblattes maschinell gespeichert werden. 
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